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Der Wechsel an der Spitze des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF), von 

Manfred Schmidt zu Frank-Jürgen Weise, wird meist als eine höchstrangige Personalie 

diskutiert. Sie eröffnet aber auch zukunftsorientierte Gestaltungschancen.

Als Präsident der schon seit Jahren extrem geforderten und zuletzt klar überforderten 

Nürnberger Bundesbehörde hat Manfred Schmidt persönlich seine Arbeit gut gemacht – 

von seiner unprätentiösen, aber straffen Personalführung bis zu seinen Bemühungen um 

die behördliche Neuorientierung in Richtung auf „Willkommenskultur“. Dafür hatte er ein 

gut funktionierendes bundesweites Großprojekt in zehn Bundesländern mit zehn 

ausgewählten Ausländerbehörden installiert. 

Umgekehrt propagierte er immer häufiger mehr oder minder restriktiv intendierte 

asylpolitische Ideen und Konzepte. Das galt zum Beispiel für migrationsbremsende 

„Transitzentren“ in der Nähe der Ausgangsräume von Fluchtwanderungen oder auf den 

Fluchtrouten, als filternde Zugangszentren gedachte „Hotspots“ mit Auffanglagern an den 

europäischen Außengrenzen oder die als „Taschengeldkürzung“ diskutierte, 

verwaltungsaufwendige Umstellung von Geld- auf Sachleistungen im 

Asylbewerberleistungsgesetz. Und er brach ganz unnötig eine Grundsatzdebatte um das 

Kirchenasyl vom Zaun. Das wurde nicht nur von den Kirchen, sondern auch von NGO-

Vertretungen für Flüchtlingshilfe und Menschenrechte kritisiert. 



Man hatte den Eindruck, dass er solche Ideen aus eigenem Antrieb forcierte und nicht nur, 

weil er als Präsident des BAMF dem Bundesministerium des Innern (BMI) untergeordnet 

war, aus dem solche Ideen stammten und in dem er auch selber als bewährter 

Krisenmanager diente, bevor er zum Nachfolger des Gründungspräsidenten der Nürnberger 

Behörde, Alfred Schmid, berufen wurde. 

„In Wahrheit suchte Schmidt mit seinen ‚persönlichen‘ Rückzugsmotiven seinen unter 

Druck geratenen obersten Dienstherrn vor zusätzlicher Beschädigung durch seinen 

Rücktritt zu bewahren.“

Manfred Schmidt war kein Prophet, konnte nicht in die Zukunft sehen. Er hat die Zahl 

seiner Asylentscheider zu weit heruntergefahren bzw. zu niedrig gehalten und den 

gewaltigen Anstieg der Asylbewerberzahlen dann zunächst unterschätzt. Das war ein 

Fehler, den er selbst auch offen eingestand. Aber das konnte schon deswegen nicht zu 

einem Rücktrittsgrund aufgeblasen werden, weil er frühzeitig Notsignale sandte und um die 

Bewilligung zusätzlichen Personals bat, was von Berlin aus nur zögerlich bewilligt wurde; 

ganz abgesehen davon, dass man Asylentscheider nicht im Schnellverfahren klonen kann, 

wenn es bei der behördlichen Schicksalsverwaltung nicht zu menschenfeindlichen 

Fehlentscheidungen kommen soll.

Dass es Asylkonjunkturen gibt, weil die Asylbewerberzahlen krisenbedingt stark schwanken 

können, dass es deshalb auch steile Anstiege geben kann, wussten wir aus der Erfahrung 

schon seit den späten 1970er Jahren. Dass möglicherweise mit einem wachsenden 

Migrationsdruck aus der so genannten Dritten Welt zu rechnen sei, wenn die Bekämpfung 

der Ursachen unfreiwilliger Wanderungen dort nicht vorankommen, wenn es keine 

produktive Verbindung zwischen migrationsorientierter Entwicklungspolitik und 

entwicklungsorientierter Migrationspolitik geben würde, das konnte man schon 1994 im 

„Manifest der 60: Deutschland und die Einwanderung“ lesen. 

Dass sich die Verstärkung der Schubkräfte im Wanderungsgeschehen durch die 

Ausplünderung der Ausgangsräume im ungezügelten „Raubtierkapitalismus“ (Helmut 

Schmidt) seither sogar noch potenziert hat, war bekannt: von der profitorientierten 

Kooperation korrupter einheimischer Führungseliten mit ausländischen Geschäftsinteressen 

bei der Ausbeutung von Bodenschätzen bis zur Expansion von ausländischen 

„Exportproduktionszonen“ in Afrika, die oft ehedem autark wirtschaftende selbständige 

Kleinbauern ruinierte, proletarisierte und mobilisierte.

Dass deutsche und europäische Entwicklungs-, Migrations- und Asylpolitik, trotz aller 

Warnungen, gegenüber diesem migratorischen Potential kläglich versagt haben, bedarf 

keiner historiographischen Beweisführung mehr. Dennoch gab es zuletzt ein nicht konkret 

absehbares, gewaltiges Krisenszenario: 



Zunächst entfaltete sich eine geballte Schubkraft im Wanderungsgeschehen durch 

zeitgleiche und sich überlagernde außereuropäische Krisenherde. Diese Schubkraft wurde 

forciert durch eine Eigendynamik mit planlosem Anschlusshandeln bei den 

außereuropäischen Fluchtwanderungen und bei zeitgleich mit ihnen aufsteigenden 

europäischen Wirtschafts- und Elendswanderungen. Im Hintergrund wirkte auch die 

elektronische stille Post mit Informationen und Gerüchten über Fluchtwege und 

Aufnahmechancen. 

Dieses Zusammenwirken der Schubkräfte in den Ausgangsräumen mit der Eigendynamik 

im Wanderungsgeschehen traf auf eine europäische Abwehrpanik, die bei vielen 

Flüchtlingen sowie bei anderen Mobilisierten, aber noch nicht Aufgebrochenen 

Torschlusspanik forcierte. All das führte gemeinsam zu dem abrupten Aufstieg einer sich 

auf hohem Niveau stabilisierenden Massenbewegung, die auch von Schmidts amtsinternen 

Migrationsanalytikern nur erahnbar, in ihren konkreten Dimensionen aber nicht 

voraussagbar war. 

Schmidt war ein politisch selbstständig denkender und zugleich unbedingt loyaler 

Präsident, was sich auch in seinem Rücktritt spiegelte: 

Einerseits hat er damit die persönliche Konsequenz daraus gezogen, dass auch Kritik an 

Struktur- und Systemfehlern in Sachen Asylpolitik und deren Folgen immer mehr auf sein 

Amt und auf ihn persönlich abgeladen wurden. Das war für ihn am Ende wohl unerträglich 

geworden, weshalb er kurz nach der massiven Kritik bei den vierstündigen Beratungen der 

Ministerpräsidenten der Länder mit der Kanzlerin 15. September 2015 sein 

Rücktrittsgesuch vorlegte. 

Andererseits hat er durch persönliche Konsequenz seine Behörde vor weiteren 

Schuldzuweisungen zu bewahren gesucht und auch seinem obersten Dienstherrn, 

Bundesinnenminister Thomas de Maizière, sein Amt nicht im Protest vor die Füße geworfen. 

Er ging honorig „aus persönlichen Gründen“, über die der Bundesinnenminister auf der 

Pressekonferenz demonstrativ keine weiteren Informationen gab, peinlicherweise fast so, 

als gäbe es zum Schutz des Geschädigten etwas zu verbergen. In Wahrheit suchte Schmidt 

mit seinen „persönlichen“ Rückzugsmotiven seinen unter Druck geratenen obersten 

Dienstherrn vor zusätzlicher Beschädigung durch seinen Rücktritt zu bewahren.

Das konnte nur bedingt gelingen; denn der Bundesinnenminister verlor durch Schmidts 

Rücktritt auch an Möglichkeiten zum Druckausgleich über einen Behördenchef, der zuletzt 

nicht nur von der politischen Öffentlichkeit bloßgestellt worden war, sondern auch durch 

wissenschaftliche Kritik am strukturbedingten und nicht von ihm persönlich zu 

verantwortenden zeitaufwendigen Arbeiten seiner Behörde. Das alles kann man durchaus 

beschreiben mit dem umlaufenden Bild vom Prügelknaben, der am Ende auch noch als 

Bauernopfer dienen muss. 



Dass sich die Bundeskanzlerin und der Bundesinnenminister buchstäblich aus dem Stand 

auf den Präsidenten der Bundesagentur für Arbeit, Frank-Jürgen Weise, als Asyl-

Krisenmanager und Leiter eines eigens dazu eingerichteten neuen Arbeitsstabes einigten, 

wurde in regierungsfreundlichen Medien sogleich als „geniale“ Idee bejubelt. Das war 

voreilig und konnte zunächst nur im Blick auf die exzellente Qualifikation von Frank-Jürgen 

Weise für dieses Doppelamt gelten, nicht aber für die damit zunächst kurzzeitig 

auftauchende absurde neue Behördenstruktur, die die Personalvolte wie einen Schuss in 

den Ofen wirken ließ: 

Wie hätte ein neuer Präsident des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge tätig werden 

sollen, der über seinen Start hinaus begleitet worden wäre durch einen allmächtigen 

Krisenmanager mit eigenem Arbeitsstab im gleichen Feld? Das wäre notwendig ein 

Bruchstart geworden. Der in der Tat geniale Durchbruch gelang erst im Stolperschritt 

unmittelbar darauf – durch die direkte Ernennung von Frank-Jürgen Weise zum dritten 

Präsidenten des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge. 

Denn Weise bringt hervorragende Voraussetzungen mit für dieses zusätzliche Amt: Der 

neue Behördenchef hat vielfältige Führungserfahrungen, als Offizier und Dozent, als 

Behördenreformer, zum Beispiel als Leiter der Bundeswehr-Strukturkommission, als 

studierter Betriebswirt, in der Wirtschaftspraxis als Unternehmensleiter, 

Unternehmensplaner und höchstrangiger Controller, als Präsident der Bundesagentur für 

Arbeit und zuletzt überdies noch im Stiftungswesen, nämlich als Vorstandsvorsitzender der 

gemeinnützigen Hertie-Stiftung, von vielen anderen Funktionen ganz abgesehen. 

„Eine erste Barriere für den Nürnberger Doppelpräsidenten Frank-Jürgen Weise wird die 

bevorstehende neue „Reform“ des Asylrechts sein.“

Dass dieser hochintelligente, rundum erfahrene, führungsstarke und extrem belastbare 

Tausendsassa nun die beiden für die Zukunft von Wirtschaft und Gesellschaft in 

Deutschland mit wichtigsten Behörden in Nürnberg gemeinsam leiten soll, ist eine 



Herkules-Aufgabe, für die es unter den verfügbaren Chefmanagern zweifelsohne keine 

große Auswahl gab. Frank-Jürgen Weise war deshalb eine erstklassige Wahl.

Er aber wird seine Doppelfunktion aber nur stemmen können, wenn er in seiner 

praxiserfahrenen, intellektuellen und zugleich visionären Kompetenz durch das 

Bundesministerium des Innern nicht unnötig eingeengt wird; denn mit seiner Berufung in 

die Doppelaufgabe ergibt sich für die hier anstehenden Fragen gleichsam eine behördliche 

Jahrhundertchance:

Bislang sind die Bereiche Migration und Integration zentral im Bundesministerium des 

Inneren angesiedelt und werden über eine Staatssekretärsrunde gebündelt. Im ehemaligen 

Polizeiministerium freilich wird wesentlich in Kategorien von Sicherheitspolitik und 

Gefahrenabwehr gedacht und nicht in den hier entscheidenden Kategorien von 

Arbeitsmarkt-, Sozial- und Gesellschaftspolitik. Dies aber sind die Leitdimensionen des 

Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, bei dem die zentrale Zuständigkeit für 

Migration und Integration deshalb besser aufgehoben wäre. Das Bundesministerium des 

Inneren hätte in Migrationsangelegenheiten dann trotzdem noch immer viel mit zu 

entscheiden. 

Ob der neue Doppelpräsident der Bundesanstalt für Arbeit und des Bundesamtes für 

Migration und Flüchtlinge die Bewältigung der von ihm erwarteten Aufgaben, in der 

Sprache der Bundeskanzlerin, „hinbekommen“ kann, hängt nicht allein von ihm selber ab. 

Es geht auch darum, ob und wieweit die Bundesregierung auf der Ebene der 

Ressortzuständigkeiten für zukunftsweisende Strukturveränderungen offen ist.

Es hat hierzu immer wieder die verschiedensten Debatten gegeben, bis hin zur Diskussion 

um die Einrichtung eines neuen Ministeriums für Migration und Integration. Aus alldem ist 

aus parteipolitischen Gründen nichts geworden, zumal mit der Frage des gefürchteten 

Bundes der Steuerzahler, aber vielleicht auch des Bundesrechnungshofes zu rechnen 

gewesen wäre, welches andere Ministerium dann aus Gründen der Kostenbalance 

eingespart werden könne. 

Jetzt aber bietet sich auf der behördlichen Ebene die Chance, Arbeitsverwaltung und 

Asylverwaltung, Arbeitsmarktpolitik und Asylpolitik, Arbeitsvermittlung, Organisation und 

Ausrichtung von Integrations- und Orientierungskursen für Zuwanderer und, bitte schön, 

auch für Flüchtlinge und Asylsuchende synergetisch zusammenzuschalten. Das könnte 

Anregung geben für Strukturreformen auch auf der Regierungsebene.

Ein Risiko aber bleibt zu bedenken: Arbeit und Sprache sind die entscheidenden Schlüssel 

zur Integration von Wirtschaftswanderern, Flüchtlingen und Asylsuchenden. Die Aufnahme 

von Flüchtlingen und Asylsuchenden selbst aber muss als humanitäre Pflicht erhalten 

bleiben und darf nicht zu einer abhängigen Variable volks- und betriebswirtschaftlicher, 

wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischer Interessen werden. 



Nur umgekehrt wird ein Schuh daraus: Flüchtlinge und Asylsuchende wirtschafts- und 

arbeitsmarktorientiert zu fördern, liegt im gemeinsamen Interesse an ihrer zügigen 

Integration. Eine erste Barriere für den Nürnberger Doppelpräsidenten Frank-Jürgen Weise 

wird deshalb die bevorstehende neue „Reform“ des Asylrechts sein. Man darf gespannt 

sein, ob er sie in der geplanten Form überspringen oder in den seine Arbeit behindernden 

Teilen aus dem Weg räumen kann.
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